
Stuttgarter Erklärung 

der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente 
 

Demokratische Willensbildung 
auf der europäischen und der bundesstaatlichen Ebene legitimieren; 

Einwirkungs- und Teilhabemöglichkeiten der deutschen Landesparlamente 
stärken. 

 
 
1. Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landespar-

lamente begrüßt, dass der Vertrag von Lissabon erstmals in der Geschichte der 

europäischen Integration die innerstaatlichen Ebenen, d. h. die regionale und 

die lokale Ebene, gemeinschaftsrechtlich in den Blick nimmt, die regionale und 

lokale Selbstverwaltung ausdrücklich zur nationalen Identität der Mitgliedstaa-

ten zählt und sie als Bestandteil des europäischen Mehrebenensystems und 

des europäischen Verfassungsverbundes ansieht. Die regionale und die lokale 

Ebene werden ausdrücklich in den Schutzbereich des gemeinschaftsrechtlichen 

Subsidiaritätsprinzips einbezogen.  

 

2. Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente begrü-

ßen ferner, dass die Verantwortung für die Einhaltung des Subsidiaritätsprin-

zips – anders als bislang – nicht nur den Organen der Union, sondern bereits 

im Unionsverfassungsrecht ausdrücklich auch den nationalen Parlamenten zu-

gewiesen wird.  

 

3. Deshalb ist es folgerichtig und zu begrüßen, dass nunmehr unmittelbare Infor-

mationsrechte der nationalen Parlamente gegenüber den Unionsorganen be-

stehen. Diese haben Entwürfe von Gesetzgebungsakten unmittelbar und direkt 

den nationalen Parlamenten zuzuleiten, damit diese ihre Mitwirkungsrechte und 

-pflichten auch tatsächlich ausüben können.  

 

4. Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente treten 

auch angesichts einer Veränderungsdynamik der Europäischen Union und ihrer 

 



Entscheidungsstrukturen mit Nachdruck für eine stärkere Mitwirkung der Lan-

desparlamente ein. In dem Maße, in dem die Europäische Union geographisch, 

gesellschaftlich, kulturell, aber auch administrativ größer und komplexer ge-

worden ist, halten sie die Teilnahme der Landesparlamente für ein notwendiges 

und unverzichtbares Element eines bürgernahen Europas der Regionen.  

 

Sie sehen sich dabei durch das sogenannte Lissabon-Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts in ihren wiederholten Forderungen nach effektiver Teilhabe der 

Landesparlamente am Prozess der binnenstaatlichen Willensbildung über die 

europäische Rechtsordnung bestätigt.  

 

Im Hinblick auf den Bedarf der Europäischen Union an demokratischer Legiti-

mation hat das Bundesverfassungsgericht nicht nur die Rolle der nationalen 

gesetzgebenden Körperschaften, d. h. in der Bundesrepublik Deutschland des 

Bundestages und des Bundesrates, gestärkt und ihnen eigenständige Integrati-

onsverantwortung zugewiesen. Träger der Integrationsverantwortung für den 

Bereich der Landesgesetzgebung sind gerade auch die Landesparlamente. Die 

Integrationsverantwortung ist darauf gerichtet, bei der Übertragung von Ho-

heitsrechten und bei der Ausgestaltung der europäischen Entscheidungsverfah-

ren dafür Sorge zu tragen, dass in einer Gesamtbetrachtung sowohl das politi-

sche System der Bundesrepublik Deutschland als auch das der Europäischen 

Union demokratischen Grundsätzen im Sinne des Artikel 20 Abs. 1 und Abs. 2 

i. V. m. Artikel 79 Abs. 3 GG entspricht. Das Bundesverfassungsgericht hat in 

diesem Zusammenhang auch jene Kernbereiche staatlicher Souveränität aus-

drücklich benannt, die, wie z. B. kulturelle Fragen oder auch Strafvollzugsein-

griffe, innerstaatlich in die Kompetenz der Landesparlamente fallen.  

 

Ebenso schwer wie im europäischen Rahmen die Integrationsverantwortung 

wiegt im binnenstaatlichen Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland 

die Verantwortung der Verfassungsorgane dafür, dass Bestimmungen des 

Grundgesetzes nicht gegen die durch Artikel 79 Abs. 3 GG geschützten Grund-

prinzipien verstoßen. Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Lan-

desparlamente mahnen auch insoweit eine stärkere Einbeziehung der Landes-

parlamente als legitime Vertretungen ihres Landesvolkes an. 

 



5. Nach Meinung der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landespar-

lamente obliegt es den Ländern, die jeweiligen Regeln im Landesrecht, vor-

zugsweise im Landesverfassungsrecht, so auszugestalten, dass die notwendi-

ge Mitwirkungsmöglichkeit des Landesparlaments gegenüber der Landesregie-

rung zur Wahrnehmung der Integrationsverantwortung gesichert wird. Zu dieser 

Mitwirkungsmöglichkeit gehört über Informationsrechte hinaus die Möglichkeit, 

landesverfassungsrechtlich eine Bindung der Landesregierung beim Stimmver-

halten im Bundesrat und bei der Erhebung von Verfassungsklagen auf Bundes-

ebene vorzusehen 

 

6. Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente fordern 

Änderungen des Gesetzes über Zusammenarbeit von Bund und Ländern in An-

gelegenheiten der Europäischen Union (EUZBLG) zugunsten der Landespar-

lamente, durch die so weit als möglich Informationsgleichheit zwischen der E-

xekutive und der Legislative der Länder hergestellt wird. Denn ohne eine hin-

reichende Information können die Landesparlamente die ihnen – für den Be-

reich der Landesgesetzgebung – obliegende Integrationsverantwortung nicht 

wahrnehmen.  

 

 


